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Wir treffen Regierungsrat Dieter Egli
im Hauptsitz seines Departements
Volkswirtschaft und Inneres, einen
SteinwurfvomBahnhofAarauentfernt.
In einem Sitzungszimmer im dritten
Stock begrüsst er uns freundlich. Dass
ihmdasAusderEinheitspolizei amTag
zuvor zugesetzt hätte, ist ihmnicht an-
zusehen. Bei der kurzen Fotosession
fällt ihm das Lächeln leicht. Nichts-
destotrotz stellt sich die Frage, wie das
SystemmitKantons-undRegionalpoli-
zei besser werden soll.

WiehabenSienachdemNeindes
GrossenRats zurEinheitspolizei
geschlafen –wiegross ist Ihre
Enttäuschung?
DieterEgli:Natürlichbin ichenttäuscht.
Wirhabenziemlich intensiv fürdieVor-
lage gearbeitet. Es ist aber nicht eine
persönliche, sondern eine politische
Enttäuschung.Damit lerntmanumzu-
gehen. In dem Sinn habe ich nicht
schlechter geschlafen als sonst.

Wieso ist es Ihnenunddenanderen
Befürworternnicht gelungen,
andere – vor allemdie
Gemeindevertreter – vonder Ein-
heitspolizei zuüberzeugen?
EssindsehrvieleemotionaleArgumen-
te gebrachtworden.Die ziehen immer
– und haben auch eine gewisse Unsi-
cherheit erzeugt.DieHerausforderung
beimPlanungsberichtwar:Wirwollten
vom Parlament einen Grundsatzent-
scheid. Bei einem solchen besteht die
Schwierigkeit immer darin, dass mehr
Informationen gewünscht werden.
Aber das sind genau die Punkte, die
man erst nach dem Grundsatzent-
scheiddefiniert.Wirhabenesoffenbar
nicht geschafft, das klarzumachen.
Selbstkritisch stelle ich mir die Frage,
ob ich früher auf die Gemeinden hätte
zugehenundmirmehrZeit dafürhätte
nehmenmüssen. Ich bin aber derMei-
nung, dass imPlanungsbericht desRe-
gierungsrats schon alle Informationen
stehen. Die Gemeinden ihrerseits ha-
ben die Grossrätinnen und Grossräte
sehr aktiv informiert.

InderDebatte imGrossenRat
nanntenSiedieKritik
«haarsträubend»,dassdie
Einheitspolizei höhereKosten
verursachenwürde.Ärgert Siedas?
Die Debatte an sich fand ich nicht ge-
hässig. Zwei Punkte haben mich aber
geärgert,weil siemeinerMeinungnach
nicht stimmen. Dass die lokale Sicher-
heit pro Einwohnerin und Einwohner
jetzt 42 Franken und nachher über 100
Franken kosten soll – diesen Vergleich
kann man einfach nicht machen. Man
kannkostenmässigeineKantonspolizei
mit spezialisierten Einheiten nicht mit
einer Regionalpolizei vergleichen.
Eine weitere Fehlinformation ist, dass
die Regionalpolizeien das Argovia
Fäscht oder andere regionale Anlässe
allein abdecken können. Die Regional-
polizeienkönnenOrganisationundKo-
ordination übernehmen. Aber wenn es
zuGewaltkommt,zumBeispielbeieiner
Messerstecherei, oder dieGefahr dafür

besteht, dann braucht es die Kantons-
polizei. Deshalb ist sie bei Festenmeis-
tens involviertundübernimmtauchden
Lead.DiesesicherheitspolizeilicheLeis-
tunggehört zurGrundversorgung.

Sie versichertenmehrfach, dassdie
Polizeipostenerhaltenbleiben.
GegnerderEinheitspolizei
zweifeltendas trotzdeman.
WennmandemRegierungsrat einfach
gar nichts glaubt, dann komme ich in
der Debatte an eine Grenze. Im Pla-
nungsbericht stand klar, dass die Poli-
zeiposten erhalten bleiben sollen und
dassdie lokale Sicherheit auf jedenFall
erhalten bleiben soll. Alles andere
macht auch keinen Sinn.

SiehabenvomParlamentden
Auftrag erhalten, dasduale System
mitKantons-undRegionalpolizei
zuoptimieren.WosehenSieden
dringendstenHandlungsbedarf?
Bei den Fallübergaben, der Verbind-
lichkeit vonAbsprachenundderPikett-
regelung. Das Problem bei den Fall-
übergabenwerdenwir wahrscheinlich
nicht komplett ausmerzen können.

Will jemand bei einem Verkehrsun-
falleineAnzeigeerstatten,brauchtes
dieKantonspolizeiamUnfallort.Da-
beihättendieRegionalpolizistinnen
und -polizisten, die teilweise zuerst
vorOrt sind,dieAusbildungdazu.
Dieses Thema müssen wir sicher dis-
kutieren. Für eine neue Aufgabentei-
lung braucht es eine angepasste recht-
liche Grundlage. Dann müssten wir
auchdieFrageanschauen,wiedieRes-
sourcen verteilt werdenmüssten.

Kommenwir zurVerbindlichkeit.
Die Verbindlichkeit von Absprachen
mussauf jedenFall besserwerden.Ge-
meinsame Planungen und Aktivitäten
müssen nicht nur abgemacht und ko-
ordiniert werden, sondern auch ver-
bindlich sein.

KönnenSie einkonkretesBeispiel
geben?
Es geht zum Beispiel um Ausbildung,
Weiterbildung und Trainings, mit
denen einheitliche Standards etabliert
werden sollen.DahatdieKantonspoli-

zei eine Führungsfunktion. Sie kann
aber letztlich nicht durchsetzen, dass
alle der 15 Regionalpolizeien bei einer
bestimmten Ausbildung mitmachen.
DieFührungsfunktionderKantonspoli-
zeimuss verbindlich sein.

Handlungsbedarf sehenSie auch
bei derPikettregelung – inwiefern?
DasThemaistmirwichtig.MehrereRe-
gionalpolizeiensindansiebenWochen-
tagen 24 Stunden imDienst und somit
rund um die Uhr einsatzbereit. Andere
dagegen haben nachts einen Pikett-
dienst. Das führt dazu, dass die Kan-
tonspolizei immer wieder nachts aus-
rücken muss, die Regionalpolizei aber
eigentlich verantwortlichwäreunderst
später auf Platz ist. Hier stellt die Kan-
tonspolizeidieGrundversorgungsicher.

Es ist also IhrWunsch, dass die
Regionalpolizeien sich so
organisieren, dass sie diesen
24-Stunden-Dienst selbst gewähr-
leistenkönnen?
Das müssen wir sicher prüfen im Sinn
einer einheitlichenArbeitsweise.

Würdedasnicht bedeuten, dass
sichkleinereRegionalpolizeien
zusammenschliessenmüssen?
Die Frage der kritischen Grösse stellt
sich dann, wenn es um einheitliche
Qualitätsstandards für die Dienstleis-
tungen geht, das ist klar. Das hat auch

wieder mit der Aufgabenverteilung zu
tun.Das ist dannderpolitischeTeil der
Optimierungsdiskussion, den wir füh-
renmüssen.

Dasduale Systemsei auf lange
Sicht«nicht zukunftsfähig», sag-
tenSie schonbei derPräsentation
desEvaluationsberichts. Braucht es
einengrösserenLeidensdruck, bis
dieEinheitspolizei irgendwann
dochkommt?
Esgeht jetztnichtmehrumdieEinheits-
polizei.Wir haben den politischenAuf-
trag,dasbestehendeSystemzuoptimie-
ren. Und den gehenwir zusammenmit
den Gemeinden an. Das System funk-
tioniert jetztnochgut,aberdieSituation
wird anspruchsvoller, und irgendwann
kommenwirmitdiesemSystemaneine
Grenze.EinenLeidensdruckspürendie
Regionalpolizeien im Moment nicht,
weil sie immernochdasAuffangnetzder
Kantonspolizei haben. Wenn eine Re-
gionalpolizei zumBeispielwegenperso-
nellen Unterbestands ihre Leistungen
nicht voll erbringen kann, muss das
automatisch die Kantonspolizei ma-
chen.Umgekehrt gilt dies nicht.

DieKantonspolizeimusstebei
derRegionalpolizeiWettingen-
Limmattal einspringen,weil diese
wegenPersonalmangels ihren
Patrouillendienstnichtmehr
selber stellenkann.Wettingens

GemeindeammannRolandKuster
warb imGrossenRat fürdas
«hybrideModell»vongemischten
Patrouillenwie imLimmattal.
HabenSie sichdiesesModell schon
angeschaut? Sindgemischte
Patrouillen realistisch?
Ich kenne den Begriff des «hybriden
Modells»erst seit derDebatte imGros-
senRat.Abernein, gemischtePatrouil-
len sind nicht das Ziel. Und ich denke,
diePolitikwill das auchnicht.Wirwol-
len eine Aufgabenteilung, die so sinn-
voll wie möglich ist, und nicht zwei
Organisationen, die zusammen den
gleichen Dienst leisten. In Wettingen
zeigt sich aber:Kantons- undRegional-
polizei arbeiten gut zusammen. Im
Grossen Rat bestand ja auch ein Kon-
sens: Wenn beide zusammen im Ein-
satz stehen, dann funktioniert das im-
mer gut.Wettingen zeigt auch, dass die
Kultur in den Korps nicht sehr ver-
schieden ist. Wettingen ist aber eine
Übergangssituation und soll kein Mo-
dellfall sein.

WelcheArbeitennehmenSie nun
inAngriff?
Wie gesagt, ich will die Optimierung
des dualen Polizeisystems auftragsge-
mäss umsetzen.DieEckpunkte haben
wir im Planungsbericht schon aufge-
zeigt.Wirmüssendabei abklären,wel-
che Optimierungen wir auf welcher
Gesetzesstufe angehen. Und wir wer-

Dieter Egli: «Natürlich bin ich enttäuscht»

«DasSystem
funktioniert jetzt
nochgut, aberdie
Situationwird
anspruchsvoller.»

Dieter Egli stellt sich nach dem
Nein zur Einheitspolizei selbstkri-
tisch die Frage, ob er früher auf
die Gemeinden hätte zugehen
und sich mehr Zeit dafür hätte
nehmen müssen. Bild: Dlovan Shaheri

Nach demAus der Einheitspolizei sagt
der Polizeidirektor im grossen Interview,
wo er nunHandlungsbedarf sieht, umdas
duale System zu verbessern.
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den zusammenmit den Regionalpoli-
zeien und Gemeinden diskutieren, an
welchenPunktenwir ansetzenwollen.
Hier eine gemeinsameSicht zufinden,
wird das erste Ziel sein.

Sie habendas inderDebatte
angetönt: Läuft dieOptimierung
desdualen Systemsdarauf hinaus,
dass dieGemeindenmehr zahlen,
aberwenigermitbestimmen
können?
Die Gefahr besteht sicher. Wer was fi-
nanziert, daswerdenwir impolitischen
Prozess aushandeln müssen. Klar ist
der politische Wille zu einem dualen
System mit Aufgabenteilung. Klar ist
auch, dass dieGemeindendenBereich
der lokalen Sicherheit selber abdecken
und finanzierenwollen. Aber die Kan-
tonspolizei muss eine Führungsfunk-
tion innehaben und durchsetzen kön-

nen,wennes umSchwerpunktbildung
und gemeinsame Einsätze geht.

EinBeispielwäre eine
Einbruchswellemitmehr
Polizeipräsenz indenRegionen?
Ja, oder ein thematischer Schwer-
punkt, wowir sagen:Wirmachen das-
selbe in allen Regionen.

Sie sagten vorhin, Siewollendas
duale Systemumsetzen.
EinDepartementswechsel nach
denWahlen imHerbst kommt für
Sie nicht infrage?
(Überlegt.)Darüber habe ichnochnicht
intensiv nachgedacht. Ein Departe-
mentswechsel steht fürmichabernicht
imVordergrund.Es gibt viele spannen-
de Aufgaben in diesemDepartement.

Beim letztenDerby zwischendem
FCAarauunddemFCBadenkam
es zuAusschreitungen.Haben
diese imAargau zugenommen,
seit beideKlubs inderChallenge
League spielen?
Sie haben zugenommen. Aber das ist
wohl üblich bei Regionalderbys, die
halt Emotionen mit sich bringen. Die
AargauerDerbys können jenachSitua-
tion im Vorfeld als Risikospiele be-
urteiltwerden, bei denen esmehrEin-
satzkräfte vor Ort braucht. Aber wir
haben sicher weniger Risikospiele als
bei einemAargauerVerein inder Super
League.

Amvorletzten Samstagwardie
Kantonspolizei nicht nurwegen
desDerbys gefordert, sondern
musste auch eineVeranstaltung in
Tegerfelden auflösen,woder
RechtsextremeMartin Sellner
einenVortrag zuRemigrationhielt.
KamdieKantonspolizei ansLimit
mit ihremPersonal?
Ans Limit kam sie nicht. Solche Kom-
binationen von Einsätzen binden Per-
sonal, das sonstwoanders aufPatrouil-
le wäre.

DerFall Sellner hat denKanton
Aargau indie internationalen
Medienbefördert.Wäreder
Einsatz anders abgelaufenmit
einerEinheitspolizei?
Nicht wesentlich. Für die Aktivitäten
im Vorfeld und für die Auflösung der
Veranstaltungbrauchte esdieKantons-
polizei. Vor Ort war auch eine Regio-
nalpolizei-Patrouille zur Unterstüt-
zung. Die Zusammenarbeit hat gut
funktioniert.

Tesla-BesitzerElonMuskhat aufX
inZweifel gezogen, obdas
AbführenvonMartin Sellner legal
gewesen ist.Washätten Sie ihm
geantwortet?
Ich nehme an, er weiss, dass sich poli-
zeiliches Handeln immer auf eine ge-
setzliche Grundlage stützt. Ich habe
mich übrigens schon vor einer Weile
von X verabschiedet, weil ich die Dis-
kussionendort als nicht sehr konstruk-
tiv empfinde.

DerVereindesKantonalen
Weinbaumuseumswill Personen,
die esmietenwollen, inZukunft
besser prüfen.KönnenVermieter
solcher Liegenschaften auf die
Hilfe derKantonspolizei
zurückgreifen?
Veranstalter können sich bei einem
Verdacht oder beiUnsicherheit immer
bei der Polizeimeldenund sich von ihr
beraten lassen.DieKantonspolizei be-
tont das immer wieder: Rufen Sie lie-
ber einmal zu viel als einmal zu wenig
an.

ANZEIGE

Dieter Egli: «Natürlich bin ich enttäuscht» Juso fordern Rücktritt von Hug
JSVP-Präsident vergleicht in Chats seine Parteimit der «JungenTat».

Eva Berger

Am 16. März wollte der Rechts-
extremeMartinSellneraneinem
Anlass der Gruppierung «Junge
Tat» in Tegerfelden einen Vor-
trag halten. Die Kantonspolizei
löste die Veranstaltung auf und
wies den Österreicher weg. Die
Aargauer Junge SVP (JSVP)
drückte ihre Solidarität mit ihm
aus. Auf Medienanfragen, war-
umsiedenRechtsextremenver-
teidige, reagiertediePartei indes
bisher nicht.

Dass insbesonderederPräsi-
dent der JSVP Aargau, Ramon
Hug, keinen Unterschied zwi-
schen dem Programm der
rechtsradikalen «Jungen Tat»
und jenemseiner eigenenPartei
sieht, zeigt ein interner Whats-
app-Chat vomvergangenenOk-
tober. Dieser liegt der «NZZ am
Sonntag» vor.

Hug:Gleiche Inhaltewiebei
«JungeTat»
Die Zeitung zitiert eine Nach-
richt vonHug:«Wirmüssenehr-
lich sein und anerkennen, dass
die ‹JungeTat› inhaltlich die ex-
akt gleichen Inhalte anspricht
wie wir.» Würde sich die JSVP

davon distanzieren, wäre es so,
als würde sie sich vom eigenen
Programmdistanzieren, schrieb
der Parteipräsident.

Für die Aargauer Juso ist da-
mit derBogenüberspannt.Dass
der Präsident der JSVP Aargau
dieselben Ziele wie die «Junge
Tat» verfolge, sei untolerierbar,
schreiben sie in einer Medien-
mitteilung. Die Aussagen zeig-
tendieNähe vonTeilender Jun-
gen SVP zur rechtsextremisti-
schen «Jungen Tat» sowie die
Akzeptanz der Jungpartei von
problematischen Personen in
ihren eigenenReihen. «Dies er-
möglicht es nicht nur, dass Ver-
schwörungstheorien und fa-
schistische Ideologien salonfä-
hig werden, sondern ist auch
brandgefährlich für unsere De-
mokratieundvonRassismusbe-
troffene Personen.»

Die Juso Aargau verlangen
den sofortigenRücktritt vonRa-
mon Hug aus seinen Ämtern.
BleibeerPräsidentder JSVP, be-
deute dies eine klare Annähe-
rungderPartei zu faschistischen
Ideologien.«Es ist unsernst.Ra-
monHugmussweg», sagtMela-
nieDelFabro,Vorstandsmitglied
der JusoAargau, aufAnfrageder

AZ. Es dürfe nicht sein, dass der
Präsident einer kantonalen
Jungpartei Verschwörungsmy-
thenund faschistische Ideenver-
trete.

FehlendeDistanzierung
Glarners
Die Juso nehmen aber auch An-
dreas Glarner, den Präsidenten
der Aargauer SVP, in die Pflicht.
DieMutterparteimüsse sichklar
von der Nähe der JSVP zur Jun-
gen Tat und deren Ideologien
distanzieren. «Andreas Glarner
muss den Rücktritt von Ramon
Hug fordern», sagtMelanie Del
Fabro. Dass der SVP-Präsident
bisher schweigt, verurteiltendie
Juso aufs Schärfste. «Eine feh-
lende Distanzierung zeigt auf,
dass er keinProblemmit Identi-
tären in seinen eigenen Reihen
hat», soDelFabro.EineMutter-
partei stehemit ihrer Jungpartei
in der Regel in engem Aus-
tausch, erklärt die Juso-Politike-
rin. Ihr Parteipräsident trage
eine gewisse Verantwortung.

Wiedie Jusohandelten, blei-
be es bei Ramon Hug als JSVP-
Präsident, ist noch offen. Aber
manbleibedran, versichertMe-
lanieDel Fabro.

Zur Person

Dieter Egli, 53, gehört dem Aargauer
Regierungsrat seit 2021 an. Der SP-Poli-
tiker steht dem Departement Volkswirt-
schaft und Inneres (DVI) vor. In diesem
Jahr amtet er erstmals als Landstatt-
halter. Egli, wohnhaft in Windisch, ge-
hörte ab 2002 bis zur Wahl in den Re-
gierungsrat dem Grossen Rat an. (az)
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